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Stichworte zur Rede

von dem

F.D.P./DVP-Landesvorsitzenden

Dr. Walter Döring, MdL

Wirtschaftsminister

und

stellvertretender Ministerpräsident

Landeshauptausschuss der FDP/DVP

„Europa wächst zusammen

zusammen wächst Europa“

am Samstag, 20.10.2001

in Ilshofen, Stadthalle

Sperrfrist: 20.10.2001, 13.00 Uhr

Es gilt das gesprochene Wort!
Politische Dimension der Erweiterung der EU

(Folie 1)

· Erweiterung der EU um zehn Staaten aus Mittel- und Osteuropa sowie um Malta und Zypern ist von historischer Bedeutung. 

· EU exportiert wirtschaftliche und politische Stabilität.

· Je stabiler und sicherer Verhältnisse in den Beitrittsländern nach den dort durchlaufenen Transformationsprozessen werden, desto besser für Europa. 

· EU-Erweiterung ist deshalb besonders bedeutsamer Beitrag zur Friedenssicherung

· Baden-Württemberg rückt ins Herzen Europas.

Wirtschaftliche Dimension der Erweiterung
(Folie 2)

· Europaweit entsteht ein Binnenmarkt mit 500 Millionen Verbrauchern.

· Die freie Marktwirtschaft setzt sich damit in ganz Europa durch.

· Dieses Schwergewicht wird sich im weltweiten Wettbewerb gegenüber USA und Japan behaupten können. 

· Wirtschaftliche Integration der MOE-Staaten in die EU bietet gerade der deutschen Wirtschaft, verglichen mit anderen EU-Staaten, besondere Chancen.

Die Beitrittskandidaten

(Folie 3)

Nach der Entwicklung der Beitrittsverhandlungen kann man zwei Gruppen der Beitrittsländer unterscheiden:

Ehem. Luxemburg-Gruppe
· Polen

· Ungarn

· Tschechische Republik

· Estland

· Slowenien

· Zypern

Ehem. Helsinki-Gruppe
· Bulgarien

· Lettland

· Litauen

· Malta

· Rumänien

· Slowakei

Die Kopenhagener Kriterien

(Folie 4)

Der Europäische Rat in Kopenhagen hat im Juni 1993 die grundsätzliche Voraussetzung wie folgt formuliert:

„... sofern die Kandidaten in der Lage sind, den mit einer Mitgliedschaft verbundenen Verpflichtungen nachzukommen und die erforderlichen wirtschaftlichen und politischen Bedingungen zu erfüllen“
Beurteilung der Beitrittsvoraussetzungen nach den Kopenhagener Kriterien:

· Institutionelle Stabilität; demokratische und rechts-staatliche Ordnung; Wahrung der Menschenrechte und Achtung und Schutz von Minderheiten 

· Eine funktionsfähige Marktwirtschaft und die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck innerhalb der Union standzuhalten

· Die Fähigkeit, die aus einer EU-Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen und Ziele sich zu eigen zu machen

 Verhandlungsschwerpunkte

(Folie 5)

· Der quantitativ beachtliche und zügige Gang der Beitrittsverhandlungen darf nicht darüber hinweg täuschen, dass auch bei der fortgeschrittenen Luxemburg-Gruppe jetzt die schwierigsten Verhandlungskapitel erreicht sind (gekennzeichnet durch etwa 170 (!) Ausnahme- und Übergangsforderungen aus den Beitrittsländern).

Problembereiche sind:

· Agrarpolitik Hauptschwierigkeit ist die Übertragung des Systems der landwirtschaftlichen Einkommensbeihilfen auf die Landwirtschaft in POL.

· Strukturpolitik
EU-Südstaaten beharren auf Finanztransfers über 2006 hinaus; nach neuer Berechnung des EU-Wohlfahrtsdurchschnitts wären bisher „arme“ Südregionen plötzlich „reich“ und fielen aus den Ziel-1-Gebieten heraus

·  Umweltpolitik 
Übernahme der EU-Standards erfordern Investitionsvolumen in MOE-Beitrittsländern von ca. 145 Mrd. DM, vor allem bei Abwasser, Trinkwasser und Abfall

· Kapitalverkehr 
CZE und POL bestehen auf Restriktionen beim Immobilienerwerb durch EU-Staatsangehörige; Übergangsfristen in der Diskussion (7 Jahre bei land- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen, 5 Jahre beim Erwerb von Zweitwohnungen)

· Wettbewerbspolitik Entscheidend ist der Aufbau von glaubwürdigen, unabhängigen und durchsetzungsfähigen Behörden mit hinreichender Personalkapazität; Sonderwirtschaftszonen mit Ausnahmeregelungen zur Beihilfegewährung sind nicht akzeptabel

· Personenverkehr D und AUT als Hauptbetroffene fordern Übergangsregelungen und Kontingentierungen; zeitlicher Rahmen noch offen, Kommission plädiert für flexible Regelungen, die den Interessen von Beitrittsländern und der Wirtschaft in D und AUT gerecht werden: wegen der Problematik von Sub-Unternehmern und Scheinselbständigen sind auch bei der Dienstleistungsfreiheit Ausnahmeklauseln (vor allem für Bauwirtschaft und Reinigungsgewerbe) Gegenstand der Verhandlungen

Wirtschaftliche Vorteile der Erweiterung der EU (generell)
(Folie 6)

Ökonomische Vorteile kommen vor allem aus der außerordentlichen Entwicklungsdynamik bei der Einbindung der MOE-Staaten in die internationale Arbeitsteilung. 

· Zwischen 1991 und 1997 in diesen Staaten Exportsteigerung um 100 %, Importsteigerung mit 110 % noch deutlicher. 

· MOE-Staaten einer der dynamischsten Handelsmärkte mit deutlichem Vorsprung vor südostasiatischen Schwellenländern.

· Steigerung der EU-Exporte in die MOE-Staaten in den 90-er-Jahren jährlich um rd. 30 %, der Importe um bis zu 25 %. 

· Der Gesamtwert des Handels mit allen 13 Bewerberländern im Zeitraum 1993 bis 1999 auf 352 Mrd. DM mehr als verdoppelt. 

· Anteil von 10 % am gesamten Außenhandel der EU, damit sind die 13 Bewerberländer für EU hinter USA zweitwichtigster Handelspartner. 

· EU hat gegenüber Bewerberländern einen Außenhandelsüberschuss von 64,5 Mrd. DM, davon entfallen 35% auf den Handel mit Polen. 

Insgesamt hat deutsche Wirtschaft aus dem Handel mit den MOE-Staaten durch den massiven Zuwachs preisgünstiger Importe profitiert. 

· Exportorientierte Bundesländer – etwa Baden-Württemberg, wo jeder dritte Arbeitsplatz vom Export abhängt – haben mit ihrer auf den Bedarf der MOE zugeschnittenen Produktpalette weit höheren Nutzen als die geographisch näher liegenden Neuen Bundesländer. 

· Umsetzung der EU-Binnenmarktstandards und Heranführung der Bewerberländer an die geld- und fiskalpolitischen Konvergenzkriterien der Europäischen Währungsunion werden die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen weiter wesentlich verbessern.

Wirtschaftliche Vorteile der Erweiterung der EU für Baden-Württemberg
(Folie 7)

Der für die deutsche Wirtschaft positive Trend hat im besonderen Maße auf das exportstarke Bundesland BW (2. Platz hinter NRW) durchgeschlagen: 

· Exporte in MOE‑Staaten seit 1993 p.a. um 17 % gestiegen (Gesamtexporte um 9 %).

· Anteil an den BW-Gesamtausfuhren stieg von 2,9 % in 1990 auf 7,1 % in 1999. 

· Ausfuhr der BW-Wirtschaft allein nach CZE hat mit ca. 3 Mrd. DM sogar Exporte in die VR China übertroffen. Exporte nach POL mit 2,7 und HUN mit 2,4 Mrd. DM auf ähnlichem Niveau.

· BW-Wirtschaft hat sich in den vergangenen Jahren als Lieferant für modernste Industrieausrüstungen und innovative Verfahrensprozesse auf den Märkten der zehn MOE-Bewerberländer hervorragend positionieren können. 

· Profitiert von den wirtschaftlichen Modernisierungs- und Anpassungsprozessen in den Reformstaaten hat vor allem die Investitionsgüterindustrie in BW.

· Aber auch für Unternehmen des Konsumgüter-bereichs wachsende Chancen auf den Märkten der MOE-Staaten und besonders bei den Beitritts-kandidaten der ersten Reihe - also HUN, CZE, POL, SVN, EST - mit Kaufkraftpotenzial von ca. 70 Mio. Einwohnern.

· Weiterer Schub für BW-Wirtschaft zu erwarten durch Beitrittsbedingungen in Bereichen Umwelt-, Gesundheits-, Verbraucher- und Arbeitsschutz. Produktpalette passt ideal auf Bedarf in Beitrittsländern.

· Potenziale der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den Bewerberländern bei wei​tem noch nicht ausgeschöpft und erheblich steigerungsfähig: 

· Ausfuhr in die Mitgliedsländer der EU betrug 1998 79,2 Mrd. DM, in die Beitrittsländer der ersten Reihe nur 7,3 Mrd. DM. und in die der zweiten Reihe (BGR, LVA, LTU, MLT, ROM, SVK) gar nur 1,28 Mrd. DM. 

Zuwanderung infolge der EU-Erweiterung
(Folie 8)

· Großes Wohlstandsgefälle: Lohngefälle zwischen Polen und Deutschland noch immer 10:1. Arbeitslosenquote 2000 z.B. in Polen 12 %, in Ungarn 9 % (8,4 % in der EU).

· Erweiterungsprozess erfordert Strukturwandel und führt mittelfristig eher zu einer höheren Arbeitslosigkeit in den Bewerberländern.

· Prognose des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW): Zuwanderung aus MOE-Ländern in die EU wird nach Einführung der Freizügigkeit zunächst zunehmen. Bei sofortiger Öffnung des inländischen Arbeitsmarktes schätzt das DIW, dass in den ersten Jahren ab 2002 rund 220.000 Personen pro Jahr aus den MOE-Ländern nach Deutschland auswandern werden. Für 2005 werden 161.000 Zuwanderer vorausgesagt. Nach zehn Jahren würden sich die Größenordnungen gegenüber dem Basisjahr 2002 dann halbieren. 

· Daraus folgt: Etwa 14 Prozent der Zuwanderer aus den Bei​trittsländern könnten nach BW kommen. Danach hätte BW - Gewährung der vollen Arbeitnehmer​freizügigkeit für alle zehn Beitrittsländer vorausgesetzt - im Jahr 2005 mit einer Zuwanderung von 20.000 Personen pro Jahr mit danach sinkender Tendenz zu rechnen. 

Aber: Infolge der kaum exakt vorhersagbaren Entwicklung des Einkommensgefälles und des Wirtschaftswachstums sowie des individuellen Verhaltens der potentiellen Arbeitskräfte sind genauere Prognosen nicht möglich. 

Ganz wichtig: Migrationsdruck und Pendlerströme werden nicht durch die Osterweiterung ausgelöst. Diese ist gerade nicht Ursache des Problems, sondern schafft den Rahmen für dessen Lösung.

Bei hohen Wachstumsraten in MOE-Ländern infolge eines EU-Beitritts ist nach einigen Jahren auch mit einer Re-Migration zu rechnen. Zwischen 1985 und 1994 sind 20.000 Spanier aus Deutschland in ihre Heimat zurückgekehrt, obwohl noch immer ein erhebliches Wohlstandsgefälle zwischen Deutschland und Spanien bestand.

Folgen für den Arbeitsmarkt
(Folie 9)

· Freier Personenverkehr bringt auf jeden Fall vermehrtes Arbeitskräfteangebot in Deutschland. Dies wird die Situation auf dem angespannten Arbeitsmarkt verschärfen. Zu befürchten insbe​sondere Verdrängungswettbewerb zu Lasten gering qualifizierter deut​scher Arbeitnehmer.

· Das Ausmaß der Verdrängungseffekte hängt nicht allein vom Migrationspotential ab, sondern auch vom Beschäftigungsverhalten der Auftrag- und Arbeitgeber. 

· Großen Einfluss darauf haben das Risiko der Aufdeckung vorschriftswidriger bzw. illegaler Beschäftigung und die Härte der zu erwartenden Sanktionen. Für Effekte der Zuwanderung auf die örtlichen Arbeitsmärkte also auch die weitere Entwicklung der Schattenwirtschaft in den EU-Mitgliedstaaten bedeutsam. 

· Zuwanderer aus MOE-Ländern zum Teil hoch qualifiziert (10 % Akademiker). Sie werden hier mit offenen Armen aufgenommen. 

· Wirtschaft sieht die hiermit verbundenen positiven Effekte als bedeutsamer an als die mit Zustrom gering qualifizierter Arbeitskräfte verbundenen Probleme.

· Insgesamt also: Vorteile der EU-Erweiterung überwiegen auch unter den Aspekten des Arbeitsmarkts.

Weiterer Effekt: Vollständige Übernahme und Anwendung des Acquis im Sozialbereich wird Wettbewerbsverzerrungen zwischen den EU-15 und den Bewerberländern sowie ein „Sozialdumping“ verhindern. 

Dies gilt auch für die hohen EU-Standards im Bereich der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz.

Bildungspolitik

(Folie 10)
· Orientiert an deutsch-französischem und deutsch-polnischem Jugendwerk sollten Einrichtungen geschaffen werden, die die Begegnung mit Jugendlichen der Länder in Mittel- und Osteuropa fördern. (1999/2000 haben in BW 20 Schulen einen Zuschuss des Kultusministeriums für einen Austausch in Anspruch genommen. Im Bereich der beruflichen Schulen wurden im Jahr 2000 Mittel des Landes für internationale Schulpartnerschaften zur Verfügung gestellt u. a. mit Ungarn (9), Polen (8), Teschien (3), Russische Föderation (2) sowie Rumänien (1) und Ukraine (1). Außerdem suchen nach Angaben des deutsch-polnischen Jugendwerks 250 Schulen in Polen eine Partnerschule in Deutschland)
· Im Rahmen des europabezogenen Unterrichts der Schulen sollten die Beitrittsländer schwerpunktmäßig – zum Beispiel innerhalb des projektorientierten Unterrichts – verstärkt berücksichtigt werden.

Baden-Württemberg sollte die bestehenden Partnerregionen um solche in den mittel- und osteuropäischen Ländern erweitern. (22 b-w. Kommunen und Landkreise unterhalten bereits Partnerschaften bzw. freundschaftliche Kontakte zu Polen, 12 zur Tschechischen Republik und 117 zu Ungarn.)

Umweltpolitik

(Folie 11)

· Die Anpassung der Produktionsstätten, der Wasserversorgung, der Abwasser- und Ab-fallentsorgungsstrukturen der Beitrittsländer an EU-Standards wird die Umweltqualität dort verbessern und einen positiven Beitrag zur Umweltqualität in Westeuropa, etwa durch den Rückgang von grenzüberschreitenden Luftschadstofffrachten, sorgen.

Verkehrspolitik

(Folie 12)
· Der Transitverkehr wird sich in den kommenden Jahren verdoppeln. Es wird dringend notwendig sein, die Leitlinien für das Transeuropäische Verkehrswegenetz (TEN-V) fortzuentwickeln und in Deutschland ein Sonderinvestitionsprogramm „Transitverkehr“ für Straße, Schiene und Luft zu entwickeln. In Baden-Württemberg muss der Ausbau der Magistralen Priorität bekommen.

 Die Informationskampagne des WM

(Folie 13)
· Mit dem Erweiterungsprozess verbundene politische Chancen und wirtschaftliche Vorteile sind nicht im Blickfeld der Öffentlichkeit. Es überwiegen immer noch – teilweise irrationale - Ängste und Skepsis: Organisierte Kriminalität, Verlust von Arbeitsplätzen, verstärkte Zuwanderung. 

· Unter dem Motto "Fakten gegen Skepsis" hat das WM (bundesweit zuerst) mit landesweiter Informationskampagne über den Erweiterungs-prozess der EU begonnen. 

· Akute Dringlichkeit wird belegt durch jüngste Umfrageergebnissen der EU: mehr als die Hälfte der Deutschen fühlt sich hierzu schlecht oder gar nicht informiert. 

· Das WM zieht mit seiner Kampagne die Konsequenz daraus, dass Europa bei der €-Einführung zu spät reagiert hat. BW ist mit seiner Informationskampagne zum € lange Zeit allein geblieben. Die hektischen Bemühungen jetzt, kurz vor der Bargeldeinführung, kommen zu spät und sind mehr oder weniger unwirksam.

· Auftakt der neuen Kampagne war am 7. Mai in Stuttgart: Hauptredner Kommissar Verheugen und Wirtschaftsminister Döring, außerdem IHK-Präsident Casper und der ungarische Wirtschaftsstaatssekretär Csevalvay.

· Für 2001 ist eine weitere größere Veranstaltung gemeinsam mit der IHK Rhein-Neckar fest geplant: 12. November unter dem Titel „EU-Wirtschaftspartner Polen“ im Großen Saal der IHK in Mannheim. Hauptredner für das WM Staatssekretär Dr. Mehrländer, für Polen spricht Handelskonsul Wolski. Am Nachmittag finden unter der alleinigen Verantwortung der IHK fachliche workshops statt. 

· Die für mehrere Jahre angelegte Kampagne wird vom Jahr 2002 an sich über das ganze Land erstrecken; wichtigstes Medium wird eine Ausstellung sein wird, die in diesem Herbst konzipiert wird. Außerdem sind etwa vier größere Veranstaltungen (eine pro Quartal) in den verschiedenen Landesteilen vorgesehen.

· Die Kampagne war Gegenstand der Koalitionsverhandlungen. Dort wurde ihre Finanzierung (zunächst) mit 300 TDM für die Jahre 2002 und 2003 festgelegt.
